Deloitte

URL: http://www.deloitte-tax-news.de/steuern/unternehmensteuer/bfh-rueckstellungen-fuer-
kostenueberdeckungen-eines-kommunalen-zweckverbandes.htm/

17.05.2013

Unternehmensteuer

BFH: Ruickstellungen fiir Kosteniiberdeckungen eines
kommunalen Zweckverbandes

Ist eine sog. Kostentiberdeckung nach Mal3gabe &ffentlich-rechtlicher Vorschriften in der
folgenden Kalkulationsperiode auszugleichen, liegt eine ruckstellungsfahige ungewisse
Verbindlichkeit vor. Dem steht auch nicht das Passivierungsverbot des § 5 Abs. 2a EStG
entgegen. Denn dieses setzt voraus, dass sich der Anspruch des Glaubigers nur auf
kiinftiges Vermogen - und nicht auf am Bilanzstichtag vorhandenes Vermdgen - des
Schuldners bezieht.

Sachverhalt

Der Klager ist ein Zweckverband verschiedener Stadte und Gemeinden in der Rechtsform
einer Korperschaft des 6ffentlichen Rechts. Seine Aufgabe ist die Wasserversorgung und
Abwasserbeseitigung in seinem Verbandsgebiet. Hierfur erhebt er Gebulhren, bei deren
Bemessung die Kosten nach § 10 Abs. 2 SachskKAG in einem mehrjdhrigen, héchstens funf
Jahre umfassenden Zeitraum berticksichtigt werden kdnnen. Kostentiberdeckungen, die
sich am Ende des Bemessungszeitraumes ergeben, sind innerhalb der folgenden funf Jahre
auszugleichen. Fir die Streitjahre 2003 bis 2006 ergaben sich beim Klager
Kostenlberdeckungen, fir die er in den betreffenden Jahren Riickstellungen auswies. Das
Finanzamt erkannte die Rickstellungen nicht an. Die dagegen erhobene Klage blieb ohne
Erfolg.

Entscheidung
Das FG hat zu Unrecht angenommen, dass die Voraussetzungen zur Bildung von
Riickstellungen fir die Kostenliiberdeckungen nicht erfillt sind.

Rickstellungen fir ungewisse Verbindlichkeiten sind zu bilden (8 249 Abs. 1 S. 1 HGB),
sofern eine dem Betrag nach ungewisse Verbindlichkeit dem Grunde nach besteht oder es
hinreichend wahrscheinlich ist, dass eine (ggf. auch ihrer Hohe nach ungewisse)
Verbindlichkeit kiinftig entsteht. Dartiber hinaus muss ernsthaft mit der Inanspruchnahme
gerechnet werden kdnnen.

Demnach hat der Kldger dem Grunde nach zu Recht Riickstellungen fur die
Kostenuberdeckungen gebildet. Er ist gehalten, auf Grundlage des sog.
Kostendeckungsprinzips zu kalkulieren und eine sog. Kostentiberdeckung auszugleichen (8
10 Abs. 2 S. 2 1. HS SachsKAG). Zwar wird keine (Aul3en-)Verpflichtung des Klagers
gegenuUber den Kunden der jeweiligen Kalkulationsperiode auf Herausgabe des der
Kostenuberdeckung entsprechenden anteiligen Entgelts begriindet. Denn eine (Einzel-
)RUckabwicklung im Verhéltnis zwischen Netzbetreiber und Netznutzer ist ausgeschlossen.
Es bestand aber eine hinreichend konkretisierte Verpflichtung des Klagers kraft 6ffentlichen
Rechts.

Die Bildung einer Ruckstellung fir eine aufgrund 6ffentlich-rechtlicher Bestimmungen
begriindete Verpflichtung setzt voraus, dass diese hinreichend konkretisiert ist, d.h. die
Verpflichtung muss auf ein bestimmtes Handeln innerhalb eines bestimmten oder
zumindest bestimmbaren Zeitraums abzielen. Zudem ist erforderlich, dass an die
Verletzung der Verpflichtung Sanktionen geknlpft sind, sodass sich der Steuerpflichtige der
Erfullung der Verpflichtung nicht entziehen kann. Diese Voraussetzungen waren im Streitfall
gegeben. Der Klager muss sich als Korperschaft ¢ffentlichen Rechts der Ausgleichspflicht
des 8 10 Abs. 2 S. 2 1. HS SachsKAG fugen und kann sich dem nicht entziehen. Insbesondere
ist dabei auf die Klagemoglichkeiten einzelner Abnehmer, die aufsichtsbehdrdliche
Kontrolle und die bei einem Verstol3 in Aussicht stehenden Sanktionen sowie eine
moglichen Amtshaftung hinzuweisen.

Dem einkommensmindernden Ansatz der Kosteniberdeckungen steht auch § 5 Abs. 2a
EStG, wonach eine nur bei Anfall von kinftigen Einnahmen oder Gewinnen zu erfillende
Verpflichtung erst bei Anfall dieser Einnahmen oder Gewinne anzusetzen ist, nicht



entgegen. Zwar wird die Pflicht zum Ausgleich einer Kostentberdeckung vom
Regelungswortlaut erfasst. Jedoch liegt nach den konkreten Umsténden des Streitfalls
gleichwohl eine die Anwendung des 8 5 Abs. 2a EStG ausschlieBende Belastung des
gegenwartigen Vermdgens vor (vgl. dazu BT-Drucks. 14/2070, S. 18). Die fur den Klager
unausweichliche Pflicht zur GebUhrenerméaRigung in der folgenden Kalkulationsperiode ist
ihrem wirtschaftlichen Gehalt nach eine bloRe Modalitat der Erfullung der unbedingt und
uneingeschrankt bestehenden Schuld. Denn der Betrieb, der die zuklnftigen
Einnahmen/Gewinne erwirtschaftet (hier: die Tatigkeit als Unternehmen der
Wasserversorgung), wird aus der Sicht des Bilanzstichtags mit einer an Sicherheit
grenzenden Wahrscheinlichkeit fur die Dauer der Ausgleichsperiode aufrechterhalten,
wodurch die Erfullung der Ausgleichsverpflichtung realisiert wird. Somit bestehen an einer
aktuellen wirtschaftlichen Belastung des Vermdgens des Klagers als Schuldner, die auch ein
gedachter Erwerber bei einer Kaufpreisbemessung berticksichtigt hatte, keine begrindeten
Zweifel.

Betroffene Norm
8§ 5Abs. 1,85 Abs. 2a EStG, § 249 Abs. 1 S. 1 HGB, § 10 Abs. 1, 2 SachsKAG
Streitjahre 2003 bis 2006
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Finanzgericht Sachsen, Urteil vom 10.08.2011, 1 K 1487/07, EFG 2012, S. 820, siehe Deloitte
Tax-News

Fundstelle
BFH, Urteil vom 06.02.2013, | R 62/11

www.deloitte-tax-news.de Diese Mandanteninformation enthalt ausschlie3lich
allgemeine Informationen, die nicht geeignet sind,
den besonderen Umstanden eines Einzelfalles
gerecht zu werden. Sie hat nicht den Sinn, Grundlage
far wirtschaftliche oder sonstige Entscheidungen
jedweder Art zu sein. Sie stellt keine Beratung,
Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot dar
und ist auch nicht geeignet, eine personliche
Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Entscheidungen
jedweder Art auf Inhalte dieser
Mandanteninformation oder Teile davon sttitzen,
handelt dieser ausschlieBlich auf eigenes Risiko.
Deloitte GmbH Ubernimmt keinerlei Garantie oder
Gewabhrleistung noch haftet sie in irgendeiner
anderen Weise fur den Inhalt dieser
Mandanteninformation. Aus diesem Grunde
empfehlen wir stets, eine personliche Beratung
einzuholen.

This client information exclusively contains general
information not suitable for addressing the particular
circumstances of any individual case. Its purpose is
not to be used as a basis for commercial decisions or
decisions of any other kind. This client information
does neither constitute any advice nor any legally
binding information or offer and shall not be
deemed suitable for substituting personal advice
under any circumstances. Should you base decisions
of any kind on the contents of this client information
or extracts therefrom, you act solely at your own risk.
Deloitte GmbH will not assume any guarantee nor
warranty and will not be liable in any other form for
the content of this client information. Therefore, we
always recommend to obtain personal advice.


http://www.justiz.sachsen.de/
http://www.deloitte-tax-news.de/rechnungslegung/fg-sachsen-keine-rueckstellung-fuer-kostenueberdeckungen-isv-p-10-abs-2-des-saechsischen-kommunalabgabengesetzes-saechskag.html
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/druckvorschau.py?Gericht=bfh&Art=en&nr=27874

	BFH: Rückstellungen für Kostenüberdeckungen eines kommunalen Zweckverbandes
	Sachverhalt
	Entscheidung


